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— ob die Beschwerden durch die Schutzimpfung verursacht 
wurden,

— ob eine mit unmittelbaren Maßnahmen der Schutzimpfung 
beauftragte Fachkraft die ihr hierbei obliegende Pflicht 
verletzt hat,

— ob zur Durchführung der Schutzimpfung ein einwand­
freies Mittel verwendet wurde,

— ob die Beschwerden durch den Geimpften oder seinen ge­
setzlichen Vertreter oder einen Dritten allein oder mit­
verschuldet wurden,

— was zur Klärung des ursächlichen Zusammenhanges und 
gegebenenfalls zur Behebung des Schadens unternommen 
wurde.

(2) Der Kreisarzt hat zu veranlassen,

— daß alle den modernen wissenschaftlichen Erkenntnissen 
entsprechenden und zur Verfügung stehenden diagnosti­
schen Möglichkeiten zur Abklärung der ^Ursache der Er­
krankung genutzt werden,

— daß dem Geschädigten die notwendige medizinische Be­
treuung zuteil wird,

— daß mit dem Geschädigten bzw. seinem gesetzlichen Ver­
treter umgehend eine Rücksprache geführt wird, in der 
die veranlaßten Maßnahmen erläutert werden,

— daß dem Geschädigten die notwendige Nachsorge zuteil 
wird und für seine umfassende medizinische und soziale 
Rehabilitation oder bevorzugte Unterbringung in einem 
Pflegeheim gesorgt wird.

(3) Bei Feststellung eines Gesundheitsschadens (§§ 8  und 9) 
oder einer vorübergehenden Beeinträchtigung des Gesund­
heitszustandes (§§ 8  bis 10) hat der Leiter der zuständigen 
Kreis-Hygieneinspektion die Belehrung des Geschädigten oder 
seines gesetzlichen Vertreters über die Möglichkeit der Gel­
tendmachung eines Entschädigungsanspruches zu veranlassen.

(4) Im Todesfall ist, sofern ein Zusammenhang mit einer 
durchgeführten Schutzimpfung vermutet werden kann, eine 
Leichenöffnung vorzunehmen.

§ 8

(1) Gesundheitsschäden im Sinne des § 38 Abs. 1 des Geset­
zes vom 20. Dezember 1965 zur Verhütung und Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten beim Menschen sind die das üb­
liche Ausmaß einer Impfreaktion deutlich überschreitenden 
zeitweiligen oder dauernden Schäden des menschlichen Kör­
pers. Diese Schäden müssen mit Wahrscheinlichkeit durch die 
angeordnete Vorbehandlung, den Eingriff, die Nachbehand­
lung bei Schutzimpfungen, die angewandten Arzneimittel oder 
durch eine Übertragung von Impferregern auf eine andere als 
die geimpfte Person verursacht worden sein.

(2) Besteht Ungewißheit über die Ursache des festgestell­
ten Schadens und ist nur deshalb die Wahrscheinlichkeit eines 
Zusammenhanges nicht gegeben, kann eine Anerkennung als 
Gesundheitsschaden erfolgen. 3

(3) Eine vorübergehende Beeinträchtigung des Gesundheits­
zustandes liegt vor, wenn das übliche Ausmaß einer Impf­
reaktion zwar überschritten ist und die Beeinträchtigung mit 
Wahrscheinlichkeit durch die angeordnete Vorbehandlung, 
den Eingriff, die Nachbehandlung bei Schutzimpfungen, die 
angewandten Arzneimittel oder durch eine Übertragung von 
Impferregern auf einen anderen als den Geimpften verur­
sacht wurde, die Beeinträchtigung der Körperfunktionen je­
doch gering ist, nicht länger als 14 Tage andauert und eine 
gute Prognose besteht.

Entschädigung

§9

(1) Bei Gesundheitsschäden umfaßt die Pflicht zur Ent­
schädigung die für die Heilung erforderlichen Aufwendungen, 
das entgangene und noch entgehende Arbeitseinkommen oder 
eine sonstige entsprechende Einkommensminderung. Sie um­
faßt auch erhöhte Aufwendungen, die durch vorübergehende 
oder dauernde Behinderung des Geschädigten entstehen, und 
weitere Nachteile, die durch den Gesundheitsschaden verur­
sacht worden sind, einschließlich Entstellungen, die über das 
normale Maß von Impfnarben weit hinausgehen.

(2) Führt der Gesundheitsschaden zur Erwerbsminderung 
oder zu dauernden erhöhten Aufwendungen, ist dem Ge­
schädigten eine Geldrente zu zahlen. Anstelle einer Geldrente 
kann die Zahlung einer einmaligen Abfindung vereinbart 
werden.

(3) Kann der Geschädigte wegen des Gesundheitsschadens 
nur im beschränkten Umfang am gesellschaftlichen Leben teil­
nehmen, ist ihm ein angemessener Ausgleich zu zahlen. Ein 
solcher Ausgleich ist auch dann zu zahlen, wenn durch den 
Gesundheitsschaden das Wohlbefinden des Geschädigten er­
heblich oder längere Zeit beeinträchtigt wird.

(4) Wird ein Kind infolge eines Impfschadens dauernd 
pflegebedürftig, umfaßt der Entschädigungsanspruch auch die 
zur Pflege des Kindes notwendigen Pflegekosten. Kann der 
Erziehungsberechtigte wegen Übernahme der notwendigen 
Pflege des Kindes keine Berufstätigkeit ausüben, hat er An­
spruch auf Zahlung eines Pflegegeldes in Höhe des Betrages, 
der einer Pflegekraft zu zahlen wäre, sowie auf Entschädigung 
für die durch die Übernahme der Pflege entstehende Minde­
rung seines Rentenanspruchs. Wird Pflegegeld von der Sozial­
versicherung gezahlt, ist es in voller Höhe anzurechnen. Die 
Dauer der notwendigen Pflege des geschädigten Kindes ist 
vom Rat des Kreises, Abteilung Gesundheits- und Sozialwe­
sen, in den Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung jähr­
lich einzutragen.

(5) Tritt infolge des Gesundheitsschadens der Tod ein, um­
faßt die Entschädigung auch die Kosten einer vorangegange­
nen ärztlichen Behandlung und der Bestattung War der Ver­
storbene anderen Bürgern gesetzlich zum Unterhalt verpflich­
tet oder wäre eine solche Verpflichtung in absehbarer Zeit 
eingetreten, ist der durch den Verlust des Unterhaltsan­
spruchs entstandene Schaden zu ersetzen.

§ 1 0

(1) Bei vorübergehender ärztlich bestätigter Arbeitsunfähig­
keit wird Lohnausgleich nach § 38 Abs. 2 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1965 zur Verhütung und Bekämpfung übertrag­
barer Krankheiten beim Menschen gewährt. Der Arzt, der 
die Arbeitsunfähigkeit bestätigt, hat die Kreis-Hygieneinspek­
tion gemäß § 22 Abs. 5 des Gesetzes hiervon unverzüglich zu 
benachrichtigen.

(2) Wird ein Kind, das das 14. Lebensjahr noch nicht voll­
endet hat, infolge einer Schutzimpfung in seiner Gesundheit 
vorübergehend beeinträchtigt, und bedarf es aus diesem 
Grunde häuslicher Pflege, hat der Erziehungsberechtigte, der 
wegen der Übernahme der Pflege des Kindes vorübergehend 
seine Berufstätigkeit nicht ausüben kann, für die Dauer der 
Pflege einen Anspruch auf eine Entschädigung in Höhe von 
90 % seines monatlichen Nettodurchschnittsverdienstes. Die 
Entschädigung wird durch die Kreisdirektion der Staatlichen 
Versicherung der DDR gezahlt.

(3) Besteht die Beeinträchtigung des Gesundheitszustandes 
länger als 14 Tage, ist ein Gesundheitsschaden anzunehmen 
und gemäß § 12 Abs. 1 und § 13 zu verfahren. Im Ausnahme-


